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Amt der Burgenländischen Landesregierung 

Zahl: 2026-002.280-14/1 
OE: A1-HPM-RPR 

210. Öffentliche Ausschreibung 
„Facharbeiter*in an der Landwirtschaftlichen Fachschule in Güssing“ 

Facharbeiter*in an der Landwirtschaftlichen Fachschule in Güssing 

Güssing - Vollzeit 

Die Abteilung 2 des Landes Burgenland ist für die Landesplanung, Gemeinden und Wirtschaft zuständig und 

gehört zur Gruppe 4 der Landesverwaltung. Ihre Hauptaufgaben umfassen die überörtliche und örtliche Raum-

planung, die Gesamtverkehrskoordination, die Betreuung der Gemeinden in finanziellen und aufsichtsrechtli-

chen Fragen sowie die Förderung und Regulierung von Wirtschaft und Gewerbe. 

Als nachgeordnete Dienststelle der Abteilung 2 hat die Landwirtschaftliche Fachschule in Güssing als berufs-

bildende mittlere Schule das Ziel, Schüler*innen auf die selbstständige Führung eines landwirtschaftlichen  

Betriebes und auf die Ausübung einer verantwortungsvollen Tätigkeit in der Landwirtschaft vorzubereiten. 

Das Team im Wirtschaftsbetrieb der Landwirtschaftlichen Fachschule in Güssing sucht Unterstützung durch 

eine*n engagierte*n und zuverlässige*n Facharbeiter*in rund um die selbstständige Bewirtschaftung und  

Betreuung der Bio-Tierhaltung mit einem Beschäftigungsausmaß von 40 Wochenstunden. 

Der Arbeitsplatz befindet sich an der Landwirtschaftlichen Fachschule in der Stremtalstraße 19 in Güssing. 

Die Lage ist mit dem Auto gut erreichbar; Parkmöglichkeiten sind in der Umgebung vorhanden. 

Ihre Aufgaben: Das erwartet Sie  

• Sie verantworten eigenständig die Erledigung aller Produktionsverfahren im Bereich der Tierhaltung 

und des Stallmanagements. 

• Hierbei übernehmen Sie beispielsweise die Koordination der Haltung und der Fütterung der Tiere im 

Wirtschaftsbetrieb sowie die Betreuung und Überwachung von Tiergeburten. 
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• Zudem organisieren Sie das Impfmanagement der Tiere und wirken unterstützend als Tierarztassis-

tent*in mit. 

• Im Zuge dessen stellen Sie die erforderliche Dokumentation für Kontrollen im Rahmen der biologi-

schen Landwirtschaft sicher.  

• Des Weiteren führen Sie vielfältige Arbeiten auf dem Feld sowie im Grünland durch.  

Ihre Kompetenzen: Das bringen Sie mit 

• Hintergrund: Sie verfügen über 

o eine fachlich einschlägige Lehrabschlussprüfung oder einen fachlich einschlägigen Fachschul-

abschluss oder 

o eine Lehrabschlussprüfung sowie eine mindestens dreijährige fachlich einschlägige Tätigkeit 

in der Modellfunktion Infrastruktur Assistenzdienst (im Gehaltsband 4 oder 5) oder 

o eine Lehrabschlussprüfung sowie mindestens drei gleichwertige fachlich einschlägige Berufs-

erfahrungsjahre oder 

o facheinschlägige Zusatzausbildungen sowie eine mindestens sechsjährige fachlich einschlägige 

Tätigkeit in der Modellfunktion Infrastruktur Assistenzdienst (im Gehaltsband 1 bis 3) oder 

o facheinschlägige Zusatzausbildungen sowie mindestens sechs gleichwertige fachlich einschlä-

gige Berufserfahrungsjahre. 

• Berufserfahrung: Sie bringen umfassende Kenntnisse sowie praktische Erfahrungen im Bereich der 

landwirtschaftlichen Tierhaltung mit. 

• Arbeitsweise: Sie zeichnen sich durch eine eigenverantwortliche und qualitätsorientierte Arbeitsweise 

aus und tragen durch Ihre ausgeprägte Organisations- sowie Problemlösungskompetenz zur Umset-

zung der gesetzten Ziele bei. 

• Persönliche Eigenschaften: Sie bringen sich gerne aktiv ins Team ein, behalten auch in anspruchsvollen 

Situationen stets den Überblick und kommunizieren wertschätzend mit unterschiedlichen Gesprächs-

partner*innen.  

Ihre Vorteile: Das bieten wir Ihnen 

• Work-Life-Balance: Wir unterstützen flexible Arbeitszeitmodelle, damit Sie berufliche und private 

Pläne gut vereinen können 

• Gehalt & Urlaub: Mit unserem Gehaltssystem bieten wir eine transparente und verlässliche Bezah-

lung. Sie haben 25 Urlaubstage pro Jahr, die ab Ihrem 43. Geburtstag auf 30 Tage steigen. 

• Parkplätze: An allen Standorten gibt es Parkplätze, alle nach dem Prinzip „First come, first serve“. 

• Aus- & Weiterbildung: Durch unsere vielfältigen Weiterbildungsangebote können Sie sich beruflich 

und persönlich weiterentwickeln. Wir schauen auf Ihre Lernkurve, ganz nach persönlichen Karriere-

zielen. 

• Gesundheitsmanagement: Sie profitieren von unserem umfassenden betrieblichen Gesundheits- 

management. 

Gehalt 

Bei dieser Stelle verdienen Sie monatlich zwischen EUR 3.504,10 und EUR 3.789,40 brutto bei Vollbeschäftigung 

(40 Wochenstunden). Das entspricht dem Gehaltsband B1/6 (Anlage 2) in der Modellfunktion Infrastruktur  

Facharbeiter*innen des Bgld. Landesbedienstetengesetz 2020. Ihr tatsächliches Gehalt hängt von anrechenbaren 

Vordienstzeiten ab. 
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Ihre Bewerbung 

Bitte bewerben Sie sich bis spätestens 17. August 2026 unter Beilage eines aktuellen Lebenslaufes sowie 

Ihres Abschlusszeugnisses über https://www.burgenland.at/stellenanzeigen/. Nach Ende der Bewerbungsfrist 

prüfen wir alle Unterlagen und melden uns so rasch wie möglich. Unvollständige bzw. verspätet eingelangte 

Bewerbungen können leider nicht berücksichtigt werden. 

Weitere Informationen 

Als Bewerber*in müssen Sie die Voraussetzungen gem. § 4 Bgld. Landesbedienstetengesetz 2020 erfüllen. 

Diese Planstelle wird im Sinne der §§ 1 und 2 des Objektivierungsgesetzes, LGBl. Nr. 56/1988, in der geltenden 

Fassung, ausgeschrieben. Aufnahmen in den Burgenländischen Landesdienst erfolgen in ein Bediensteten- 

verhältnis. 

Ihre Ansprechperson 

Mag.a Marie-Therese Kladler, MSc 

Abteilung 1 - Personal 

Telefon: 057-600 2108 

Die Burgenländische Landesverwaltung: kompetent, effizient, bürgernah 

Gemeinsam mit unseren rund 2.700 Mitarbeiter*innen an ca. 60 Standorten im Burgenland gestalten wir 

täglich die Zukunft des Burgenlandes als sicheren Wirtschaftsstandort mit höchster Lebensqualität. Für unsere 

moderne Landesverwaltung suchen wir engagierte Menschen, die offen für Digitalisierung, E-Government und 

KI sind und mit ihren Ideen aktiv zur digitalen Transformation beitragen wollen. Werden Sie Teil unseres Teams 

und helfen Sie uns, das Burgenland weiterhin erfolgreich und lebenswert zu gestalten. 

Für die Landesregierung: 
Mag.a Kögl, BA LL.M. MA 

Zahl: 2025-001.427-6/48 
OE: A2-HLP-ROR 

211. Genehmigung der 20. Änderung des Digitalen Flächenwidmungsplanes 
der Marktgemeinde Neuhaus am Klausenbach 

Die Genehmigung der Verordnung des Gemeinderates der Marktgemeinde Neuhaus am Klausenbach vom  

27. März 2026, mit der der Digitale Flächenwidmungsplan geändert wird (20. Änderung), gilt mit 28. Juli 2026  

gemäß § 43 Abs. 4 in Verbindung mit § 42a Abs. 2 Burgenländisches Raumplanungsgesetz 2019, LGBl. Nr. 

49/2019, in der geltenden Fassung, von der Burgenländischen Landesregierung als erteilt. 

Im Rahmen der 20. Änderung des Digitalen Flächenwidmungsplanes der Marktgemeinde Neuhaus am Klausen-

bach erfolgen in der KG Bonisdorf Umwidmungen in „Grünfläche - Tierhaltung“, „Grünfläche - Grüngürtel“ und 

„Landwirtschaftlich genutzte Grünfläche“. 

Für die Landesregierung: 
Mag. Ozlsberger, BA BA 

https://www.burgenland.at/stellenanzeigen/
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Zahl: 2025-003.486-6/3 
OE: A6-HS-RSB 

212. Richtlinien des Landes Burgenland für die Förderung von Maßnahmen und 
Personen für und im Gedenken an die Opfer des Krieges und Faschismus sowie Prävention 

Präambel 

Das Gesetz vom 15. April 1947, betreffend die Errichtung eines burgenländischen Landesfonds für die Opfer 

des Krieges und Faschismus, LGBl. Nr. 3/1949, wurde mit 30. Dezember 2019 aufgehoben, da der Landesfonds 

für Opfer des Krieges und Faschismus aus verwaltungsökonomischer Sicht nicht mehr effizient war. Dieser Ver-

rechnungsfonds löste einen Verwaltungsaufwand aus, der in keinem Verhältnis zu den jeweiligen Beträgen stand.  

Das Land Burgenland bekennt sich weiterhin zu den Zielen des aufgelösten Landesfonds für die Opfer des 

Krieges und Faschismus und möchte diese weiterhin im Förderweg mit Geldmitteln unterstützen. 

§ 1 
Förderzweck 

Die Förderung soll einerseits der Linderung einer Notlage für die Opfer des Krieges und Faschismus dienen 

und andererseits die Durchführung von Projekten und Öffentlichkeitsarbeit sowie die pädagogische Arbeit an 

Schulen durch juristische Personen unterstützen, um Präventionsmaßnahmen gegen Faschismus, Nationalso-

zialismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit im Burgenland, zu schaffen. 

§ 2 
Fördergeber und Förderempfänger 

(1) Fördergeber ist das Land Burgenland. 

(2) Förderempfänger können sein: 

1. Juristische Personen, die die Voraussetzungen gemäß § 4 dieser Richtlinien erfüllen; 
2. Einzelpersonen gemäß § 2 Abs. 3. 

(3) Einzelpersonen sind  

1. bedürftige Personen gemäß § 1 Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 103/2025; 

2. bedürftige Personen, denen Renten oder Versehrtengelder gemäß Kriegsopferversorgungsgesetz 
1957 - KOVG. 1957, BGBl. Nr. 152/1957, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 99/2024, zu-
stehen; 

3. in besonders berücksichtigungswürdigen Einzelfällen, bedürftige Kriegsbeschädigte und Opfer des  
Faschismus sowie deren Angehörige, bei denen die Voraussetzungen gemäß Z 1 und 2 nicht gegeben 
sind, sofern sie nicht belastete Personen gemäß § 17 Verbotsgesetz 1947, StGBl. Nr. 13/1945, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 177/2023 sind. 

§ 3 
Förderleistung und Grundsätze 

(1) Eine Förderung nach diesen Richtlinien kann, sofern diese dem Förderzweck dieser Richtlinien dient und 

nicht gemäß § 6 ausgeschlossen ist, beantragt werden für 

1. Maßnahmen einer juristischen Person gemäß § 4; 
2. Einzelpersonen gemäß § 5. 
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(2) Eine Förderung nach diesen Richtlinien erfolgt als Pauschalbetrag in Form einer Geldleistung. 

(3) Eine Förderung gemäß § 4 kann maximal 5.000 Euro pro Kalenderjahr betragen. 

(4) Eine Förderung nach diesen Richtlinien kann nicht gewährt werden, sofern für die gleiche Aufwendung 

bereits eine Förderung auf Grund der Richtlinien des Landes Burgenland zur Gewährung eines Heizkostenzu-

schusses oder Hilfe in besonderen Lebenslagen gemäß § 13 Burgenländisches Sozialhilfegesetz 2024 - Bgld. 

SHG 2024, LGBl. Nr. 30/2024, in der geltenden Fassung, gewährt wurde. 

(5) Auf eine Förderung nach diesen Richtlinien besteht kein Rechtsanspruch. 

§ 4 
Maßnahmenförderung 

(1) Voraussetzungen für eine Förderung für Maßnahmen einer juristischen Person sind, dass die juristische 

Person 

1. die Ziele dieser Richtlinien verfolgt und 
2. ihren Sitz im Burgenland hat oder Maßnahmen, für die nach dieser Bestimmung eine Förderung bean-

tragt wird, zur Wahrung, Vertretung und Förderung der Interessen der Kriegsopfer im Burgenland 
setzt. 

(2) Für folgende Aufwendungen kann eine Förderung für Maßnahmen einer juristischen Person in der Höhe 

von bis zu 10 % der Kosten beantragt werden: 

1. Fahrtkosten und Kosten für den öffentlichen Verkehr (Parkgebühren, amtliches Kilometergeld), 
2. Kosten für Telefonate, 
3. Kosten für Verwaltung und Buchhaltung, 
4. Kosten des Bürobedarfs (Kuverts, Fotokopien), 
5. Porto und Überweisungskosten, 
6. Kosten des Druckes und der Versendung von Einladungen, 
7. Bankspesen. 

(3) Für folgende Aufwendungen kann eine Förderung für Maßnahmen einer juristischen Person in der Höhe 

von bis zu 20 % der Kosten beantragt werden: 

1. Kosten für Trauerkränze anlässlich der Beerdigung einer anspruchsberechtigten Person, 
2. Kosten für Blumen, anlässlich von Krankenbesuchen oder bei Jubiläen (zB 100. Geburtstag) unter der 

Voraussetzung, dass auf der Rechnung der Verband oder der Geschenknehmer ausgewiesen ist, 
3. Kosten für Kränze anlässlich einer Kranzniederlegung bei öffentlichen Veranstaltungen, 
4. Ausgaben für Gedenkfahrten (Zuschuss zu den Fahrtkosten), kulturelle und historisch wissenschaftli-

che Veranstaltungen sowie Gedenkveranstaltungen, sofern diese Veranstaltungen im Sinne der Opfer 
des Krieges und des Faschismus durchgeführt werden. Dazu zählen nur: Zuschüsse zu den Fahrtkosten, 
Kosten für das Buffet, Kosten für die Musikbegleitung oder eines künstlerischen Vortrages, Kosten für 
die wissenschaftliche Aufarbeitung und Kosten von historisch wissenschaftlichen Vorträgen.  

§ 5 
Einzelpersonenförderung 

(1) Voraussetzungen für eine Förderung für Einzelpersonen im Sinne dieser Richtlinien sind, dass die Einzel-

person 

1. die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt oder österreichischen Staatsbürgern gleichgestellt ist 
und  

2. ihren Hauptwohnsitz im Burgenland hat. 
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(2) Abweichend von Abs. 1 Z 2 kann eine Förderung für Einzelpersonen gewährt werden, wenn eine Person, 

die bereits Leistungen aus dem Landesfonds oder gemäß diesen Richtlinien bezogen hat, aufgrund von Pflege-

bedürftigkeit ihren Hauptwohnsitz in ein anderes Bundesland verlegt. Dies gilt nicht, wenn die Person in einem 

anderen Bundesland vergleichbare Leistungen beziehen kann. 

(3) Eine Förderung für Einzelpersonen kann umfassen: 

1. Erholungsaktion:  höchstens 1.280 Euro jährlich, 
2. Waisenrentenaktion:   höchstens 300 Euro jährlich, 
3. Weihnachtsaktion:   ab 5 Euro bis höchstens 200 Euro je Person, 
4. Teuerungsausgleich:  ab 360 Euro jährlich je Person 
5. Geburtstagsaktion:  75 Euro jährlich je Person, 
6. Zusatzrentenaktion:  350 Euro jährlich je Person, 
7. Notstandsunterstützung: 730 Euro jährlich je Person. 

(4) Eine Förderung für Einzelpersonen kann durch Antrag einer juristischen Person, die die Voraussetzungen 

gemäß § 4 dieser Richtlinien erfüllt, erfolgen. In diesem Fall kann die Förderleistung über die juristische Person 

abgewickelt werden. 

§ 6 
Nicht förderfähige Aufwendungen 

Nicht förderfähig sind folgende Aufwendungen:  

1. Aufwendungen, die in keinem sachlichen Bezug zur Zielsetzung dieser Richtlinien stehen,  
2. Konsumationsrechnungen einschließlich Trinkgelder,  
3. Aufwendungen für Umzüge und damit in Zusammenhang stehende Entsorgungsleistungen,  
4. Unterstützungsleistungen an Personen, die nicht Einzelpersonen gemäß § 2 Abs. 3 sind,  
5. Ankauf von Literatur,  
6. Sammelposten, die lediglich als „diverse Ausgaben“ bezeichnet werden und keine Originalrechnungen 

beigelegt werden.  

§ 7 
Förderantrag 

(1) Eine Förderung kann nur auf Antrag gewährt werden. 

(2) Das Formblatt „Antrag auf Förderung von Maßnahmen und Personen für und im Gedenken an die Opfer 

des Krieges und Faschismus sowie Prävention“ (Anlage A) ist integrierender Bestandteil dieser Richtlinien und 

ist für Förderanträge zu verwenden. Es ist vollständig auszufüllen und zu unterfertigen. 

(3) Der Antrag ist spätestens bis zum 30. April des Kalenderjahres, in dem die Förderung gewährt werden 

soll, beim Amt der Burgenländischen Landesregierung, Abteilung 6 - Hauptreferat Soziales, einzubringen. 

(4) Im Antrag ist die benötigte Fördersumme anzugeben.  

§ 8 
Verwendungsnachweise 

(1) Die Verwendungsnachweise (Rechnungen, Belege der Überweisungen, Kontoauszüge, usw.) sind spätes-

tens bis zum 31. März des Folgejahres unaufgefordert im Original oder elektronisch beim Amt der Burgenlän-

dischen Landesregierung, Abteilung 6 - Hauptreferat Soziales, einzubringen. Anzugeben sind der Abrechnungs-

zeitraum und der Stichtag der Abrechnung. 
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(2) Bei der Vorlage der Verwendungsnachweise ist jedenfalls zu beachten: 

1. Belege: Die Zahlungsanschrift muss auf die Förderwerberin oder den Förderwerber lauten, das  
Rechnungsdatum und das Zahlungsdatum muss mit dem Förderzeitraum übereinstimmen, darüber 
hinaus muss der Leistungsgrund mit der Förderung übereinstimmen; 

2. Rechnungen haben einen Eingangsstempel, eine Bestätigung der sachlichen und rechnerischen  
Richtigkeit (durch Unterschrift eines Organs) sowie eine Entwertung mittels Stempelaufdruck  
„gebucht“ aufzuweisen; 

3. Nachweise für Fahrtkosten bzw. Fahrkarten haben einen Routenplanauszug, die zurückgelegte  
Strecke, das Datum, den Zweck der Fahrt, die Person und einen Zahlungsbeleg zu enthalten. 

(3) Bei Förderungen für Einzelpersonen im Sinne des § 5 haben die Verwendungsnachweise insbesondere 

folgende Angaben zu enthalten: 

1. Name, 
2. Geburtsdatum, 
3. Hauptwohnsitz  

der Personen, die finanzielle Unterstützungen erhalten haben. 

(4) Zum Zwecke der stichprobenartigen Prüfung ist das Land Burgenland berechtigt, Unterlagen der Förder-

empfängerin oder des Förderempfängers anzufordern und Einsicht zu nehmen. 

§ 9 
Einstellung und Rückforderung der Förderung 

Die Förderung ist einzustellen und zurückzufordern, wenn die Förderempfängerin oder der Förderempfänger 

1. wesentliche Umstände verschwiegen hat, 
2. unwahre Angaben gemacht hat, 
3. die Förderung nicht widmungsgemäß genutzt hat, 
4. Voraussetzungen durch ihr oder sein Verschulden nicht eingehalten hat oder 
5. die Überprüfung der widmungsgemäßen Verwendung vereitelt hat. 

§ 10 
Inkrafttreten 

(1) Diese Richtlinien treten rückwirkend mit 1. Januar 2026 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2030 

außer Kraft. 

(2) Diese Richtlinien sind im Landesamtsblatt kundgemacht. Sie liegen beim Amt der Burgenländischen Lan-

desregierung, Abteilung 6 - Hauptreferat Soziales, sowie in den Bezirksverwaltungsbehörden auf und sind auf 

der Homepage des Landes Burgenland unter http://www.burgenland.at/ veröffentlicht. 

Für die Landesregierung: 
Der Landesrat: 

Dr. Schneemann 

  

http://www.burgenland.at/
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Anlage A 

Antrag auf Förderung von Maßnahmen und Personen für und im Gedenken an die Opfer des Krieges und 

Faschismus sowie Prävention 

 

Amt der Burgenländischen Landesregierung  Info: Tel. 0 57/600 

Abteilung 6 - Hauptreferat Soziales   Mail: post.a6-soziales@bgld.gv.at 

Referat Sozialleistungen 

Europaplatz 1 

7000 Eisenstadt 

 

Antragstellung nach § 4 der Richtlinien des Landes Burgenland für die Förderung von Maßnahmen und  

Personen für und im Gedenken an die Opfer des Krieges und Faschismus sowie Prävention 
 

Institution / Verein  

ZVR-Zahl  

Leitungsorgan  

AnsprechpartnerIn  

PLZ / Ort  

Anschrift  

Telefonnummer / Fax  

E-Mail  

 

Antragstellung nach § 5 der Richtlinien des Landes Burgenland für die Förderung von Maßnahmen und  

Personen für und im Gedenken an die Opfer des Krieges und Faschismus sowie Prävention 
 

Name der Förderwerberin oder 
des Förderwerbers 

 

Adresse  

PLZ / Ort  

 
BANKDATEN 

Kontoinhaber  

Bankinstitut  

Bankleitzahl  

Konto-Nummer  

IBAN   

mailto:post.a6-soziales@bgld.gv.at
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BIC  

 

VORSTEUERABZUGSBERECHTIGUNG (bitte ankreuzen) 

□ ja   □ nein  □ teilweise 
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FÖRDERGEGENSTAND - BESCHREIBUNG: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

FÖRDERZEITRAUM: 

 

 

 

 

 

VORAUSSICHTLICHE KOSTEN: 

 

 

 

 

 

 

FINANZIERUNGSPLAN - BUDGET: 
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Sonstige Beantragung einer Finanzierung: 

Wurde bereits bei einer anderen Stelle eine Förderung beantragt, bzw. ist eine solche beabsichtigt? 
 

□ ja   □ nein 
 

Wenn ja, bei welcher Förderstelle (welchen Förderstellen) und in welcher Höhe? 
 

………………………………………………………………. 

 

Wurde von dieser eine Förderung bewilligt? 

 

□ ja   □ nein 

 

Wenn ja in welcher Höhe?  

 

……………………………………………………………… 

 

ERHALTENE SUBVENTIONEN (der letzten 2 Jahre) 

Jahr Förderzweck 
Andere Abteilungen/Förderstellen Be-

trag 

   

   

   

   

   

 

Voraussetzungen und Erklärungen: 

1.) Die Förderwerberin oder der Förderwerber nimmt zur Kenntnis, dass 

a) eine Förderung nur unter den in diesen Richtlinien festgelegten Bedingungen gewährt wird; 

b) auf eine Förderung kein Rechtsanspruch besteht. 
 

2.) Die Förderwerberin oder der Förderwerber verpflichtet sich, die Förderung zurückzuzahlen, wenn sie oder er  

a) wesentliche Umstände verschwiegen hat, 

b) unwahre Angaben gemacht hat, 

c) die Förderung nicht widmungsgemäß verwendet hat, 
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d) die Voraussetzungen durch ihr oder sein Verschulden nicht eingehalten hat oder 

e) die Überprüfung der widmungsgemäßen Verwendung vereitelt hat. 

3.) Die Förderwerberin oder der Förderwerber erklärt hiermit verbindlich, dass ihre oder seine Angaben wahr 

und vollständig sind. 

4.) Die Förderwerberin oder der Förderwerber nimmt zur Kenntnis, dass die von ihr oder ihm mit dem Förde-

rungsantrag gemäß dieser Richtlinien bekannt gegebenen personenbezogenen Daten vom Land Burgenland 

verarbeitet werden.  

Der Zweck der Verarbeitung ist die Bearbeitung und Abwicklung des Antrages für die Gewährung einer Förde-

rung gemäß dieser Richtlinien.  

Die Förderwerberin oder der Förderwerber nimmt zur Kenntnis, dass es dazu kommen kann, dass personen-

bezogene Daten an Organe und Beauftragte des Burgenländischen Landesrechnungshofes, des Rechnungsho-

fes des Bundes und des Bundesministeriums für Finanzen, der EU oder den von diesen für die Kontrolle Beauf-

tragten übermittelt oder offengelegt werden müssen. 

Eine Weitergabe der Daten an sonstige Dritte (insbesondere Unternehmen, die Daten zu kommerziellen  

Zwecken verarbeiten) findet nicht statt.  

Rechte im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten: Die Förderwerberin oder der Förderwerber hat  

unter den Voraussetzungen des anwendbaren geltenden Rechts das Recht auf Auskunft über die erhobenen 

Daten, Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung der Daten sowie ein Widerspruchsrecht 

gegen die Verarbeitung der Daten. Es besteht die Möglichkeit der Beschwerde bei der Datenschutzbehörde. 

Speicherdauer: Die Daten werden zumindest solange aufbewahrt, als gesetzliche Aufbewahrungsfristen beste-

hen oder Verjährungsfristen potentieller Rechtsansprüche noch nicht abgelaufen sind. 

Kontaktdaten des datenschutzrechtlichen Verantwortlichen: Bei Fragen oder Anliegen zu der Verarbeitung von 

personenbezogenen Daten kann sich die Förderwerberin oder der Förderwerber wenden an: Amt der Burgen-

ländischen Landesregierung, Europaplatz 1, 7000 Eisenstadt; E-Mail: post.datenschutz@bgld.gv.at; Internet: 

www.burgenland.at/datenschutz. 

Alternativ kann sich die Förderwerberin oder der Förderwerber an den Datenschutzbeauftragten des Amtes 

der Burgenländischen Landesregierung, nämlich die KPMG Security Services GmbH, Porzellangasse 51, 1090 

Wien, E-Mail: post.datenschutzbeauftragter@bgld.gv.at, wenden. 

Weitere Informationen zum Datenschutz unter https://www.burgenland.at/datenschutz). 

 

Datum:               

Ort:            Unterschrift: 

       ________________________________ 
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